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Berlin, 15. Juni 2016 

EU-Konsultation „Zur Rolle der Verleger in der urheberrechtlichen Wertschöpfungskette und der 

"Panorama-Ausnahme“ 

Sehr geehrter Herr Kommissar Oettinger, 

anbei übersende ich Ihnen die Antworten des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels im 

Rahmen der EU-Konsultation „Zur Rolle der Verleger in der urheberrechtlichen Wertschöpfungs-

kette und der "Panorama-Ausnahme“. Dem Börsenverein ist sehr daran gelegen, diese Antworten 

begleitend zu erläutern, da Unterschiede in den Verlagsstrukturen in der Konzeption des Frage-

bogens unserer Meinung nach nicht genügend berücksichtigt werden. Der Börsenverein spricht 

ausschließlich mit der Stimme der Buchverleger und verweist bei den Einschätzungen der Pres-

severleger bewusst unterstützend auf die Antworten der Kollegen auf nationaler wie auf europäi-

scher Ebene. Eine einfache quantitative Auswertung der eingegangenen „Klicks“ in dem Online-

Konsultationsbogen erscheint uns bei dieser so wichtigen und komplexen Frage nach einem ei-

genen Leistungsschutzrecht für Verleger nicht auszureichen. Es bedarf vielmehr einer eingehen-

deren qualitativen Analyse der Antworten.  

Aus Sicht der Buchverlage ist nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 12. November 

2015 in der Sache Hewlett Packard./.Reprobel und den bekannten Folgen in Deutschland eine 

schnelle und rechtssichere Rückkehr zur Verlegerbeteiligung das wichtigste Ziel.   

In den Gremien des Börsenvereins wurde intensiv diskutiert, welcher Weg für die künftige Siche-

rung der Verlegerbeteiligung der beste sei. Im Wesentlichen ging es dabei um die Frage, ob die 

Bedeutung der Rechtsposition der Verlage als Inhaber von vom Urheber abgeleiteten Nutzungs-

rechten auf EU-Ebene durch eine entsprechende Klarstellung in der InfoSoc-Richtlinie rechtssi-

cher gestaltet werden soll oder aber ein eigenes verwandtes Schutzrecht anzustreben sei.  
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Der Börsenverein hat sich schließlich dafür ausgesprochen, für eine Klarstellung im oben ge-

nannten Sinne zu plädieren. Eine solche Klarstellung der Bedeutung der Rechtseinräumung 

durch den Urheber ist in jedem Fall erforderlich, unabhängig von der Existenz eines verwandten 

Schutzrechts. Wir halten den folgenden Formulierungsvorschlag für eine solche Klarstellung in 

der InfoSoc-Richtlinie oder im Rahmen einer separaten, ergänzenden Richtlinie für geeignet: 

 

 „Rechtsinhaber im Sinne der Richtlinien 2001/29/EG, 2006/115/EG, 2012/28/EU, 

2014/26/EU... sind auch Verleger, die auf der Grundlage von vertraglich eingeräumten oder ge-

setzlich vorgesehenen Rechten tätig werden.“ 

 

Damit wäre generell klargestellt, dass Verlage als  Inhaber von abgeleiteten Rechten im Sinne 

des europäischen Urheberrechts an den Ausschüttungen von Verwertungsgesellschaften für 

sämtliche auf Grundlage gesetzlicher Schrankenregelungen eingenommen Beträge beteiligt wer-

den können.  

 

Eine solche Klarstellung ist nicht zuletzt aufgrund der sehr ernsten Situation in Deutschland 

notwendig, in deren Licht die Antwort des Börsenvereins auf die Konsultation zu sehen ist. Hier-

zulande hat die Interpretation der InfoSoc-Richtlinie durch den Europäischen Gerichtshof in der 

Sache Hewlett Packard./.Reprobel bereits zu schwerwiegenden Auswirkungen auf Verlage ge-

führt.  Aus dem Urteil des Bundesgerichtshofes vom 21. April 2016  in der Sache VG -  

Wort./.Vogel ergeben sich unter anderem Rückforderungen der Verwertungsgesellschaften ge-

genüber Verlagen in Höhe von ca. 300 Millionen Euro. Diese Situation widerspricht dem doku-

mentierten Willen des Gesetzgebers sowie dem aktuell erklärten politischen Willen des Deut-

schen Bundestages und der Europäischen Kommission. Die momentane Rechtslage stellt das 

gesamte System der Urheberrechtsschranken in Frage, das auf einer angemessenen Vergütung 

auch der Verlage fußt. Denn auch der Beeinträchtigung der Rechtsposition des Verlages muss 

neben dem gerechten Ausgleich für den Urheber Rechnung getragen werden. Anderenfalls wür-

den Urheberrechtsschranken für einen Teil der Rechteinhaber entschädigungslosen Enteignun-

gen gleichkommen. Dies wäre mit dem durch europäische Normen garantierten Eigentumsrecht 

nicht in Einklang zu bringen. 

 

Neben der notwendigen Klarstellung wäre die Zuerkennung von verwandten Schutzrechten für 

bestimmte Gruppen von Verlagen problemlos möglich. Für spezifische Verlagsbereiche, wie ne-

ben der Presse teilweise für Wissenschaftsverlage oder auch für Schulbuchverlage, kann ein 

verwandtes Schutzrecht bei entsprechender Ausgestaltung durchaus sinnvoll sein. Für den Be-

reich des klassischen Buchverlags, der typischerweise monographische Werke verlegt, sehen wir 

ein solches Recht hingegen mit Skepsis. Nicht zuletzt liegt dies an der Vielzahl ungeklärter Fra-

gen bezüglich der konkreten Ausgestaltung einer solchen Regelung. 

 

 

 

 

 






